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Abs. 7 LeihverpackungsAO, die eine Konsequenz aus der 
Nichterfüllung der primär bestehenden Rückgabepflicht ist, 
ergibt sich, daß sie nicht absolut ohne Rücksicht auf die 
Gründe der Nichtrückgabe entsteht. Sie ist ihrem Inhalt nach 
eine Form der wirtschaftsrechtlichen Verantwortlichkeit, auf 
die die Bestimmungen der §§ 82, 83, 84 Vertragsgesetz (VG) 
anzuwenden sind. Nach § 84 Abs. 1 und 2 VG kann sich ein 
Vertragspartner unter den dort geregelten Voraussetzungen 
von den Rechtsfolgen einer Pflichtverletzung befreien. Das 
ist dagegen in den Fällen des § 84 Abs. 3 VG nicht möglich, 
u. а also dann nicht, wenn die Befreiungsmöglichkeit durch 
Rechtsvorschriften ausdrücklich ausgeschlossen ist, wie z. B. 
im Hinblick auf eine Vertragsstrafe gemäß § 12 der Leihver
packungsAO für einen Verzug bei der Rückgabe. Ein Fall 
des Ausschlusses der Befreiungsmöglichkeit durch Rechts
vorschrift liegt hier nicht vor.

Soweit sich in der Nach Verhandlung ergibt, daß die Klä
gerin zu 1) den Diebstahl auch durch Ausnutzung aller ihr 
zur Verfügung stehenden Möglichkeiten nicht abwenden 
konnte, erstreckt sich die noch nachzuholende Sachaufklä
rung vor allem auf die Frage, ob in dem bestehenden Leih
verpackungsvertrag oder in anderen vertraglichen Verein
barungen zwischen der Klägerin zu 1) und dem Brauerei
betrieb eine Befreiungsmöglichkeit von der Sanktion wegen 
Nichtrückgabe von Leihverpackung ausgeschlossen wurde. 
Wenn sich danach ergibt, daß die Klägerin zu 1) keine Be
freiungsmöglichkeit hatte, führt das zu dem Ergebnis, daß 
ihr nach §§ 336, 337 ZGB Schadenersatz in Höhe des Zeit
wertes der entwendeten Kästen, der unstrittigen Forderung 
für die entwendeten Flaschen (682,50 M) zuzüglich etwaiger 
Aufwendungen für die Erhebung und Geltendmachung als 
Folgeschäden zustünde.

Sollte dagegen festgestellt werden, daß die Befreiungs
möglichkeit nicht ausgeschlossen war, die Klägerin zu 1) sich 
also auf die Befreiung von den Rechtsfolgen der Pflichtver
letzung hätte begründet berufen können, wäre damit auch 
die Anspruchsgrundlage für eine Rückforderung gegenüber 
dem Verklagten aus Schadenersatzgründen mangels Kausa
lität entfallen. In diesem Fall wäre schadenersatzberechtigt 
allein der Brauereibetrieb, zu dessen materiellen Fonds die 
entwendeten Kästen gehörten. Der Klägerin zu 1) stünden 
dann Rechte nur insoweit zu, als ihr der Schadenersatzan
spruch von dem Brauereibetrieb abgetreten worden ist bzw. 
wird.

Soweit es den Anspruch des Klägers zu 2) betrifft, durfte 
das Bezirksgericht den im Berufungsverfahren mit Schrift
satz gestellten geänderten Antrag nicht mit der Begründung, 
daß sich der Verklagte an der Berufungsverhandlung nicht 
beteiligt hat, übergehen. Nachdem der Kläger zu 2) erklärt 
hatte, keinen Fehlbestand zu haben und insoweit keinen Er
satz mehr geltend zu machen — was einer teilweisen Klage
rücknahme (§ 30 ZPO) entspricht (vgl. ZPO-Kommentar, 
Berlin 1987, Anm. 1 zu § 29 [S. 62]) —, durfte ihm ein solcher 
Anspruch nicht zuerkannt werden. Das ist ein Verstoß ge
gen das Antragsprinzip des Zivilprozesses (§ 77 Abs. 1 ZPO) 
und eine Verletzung der Bestimmungen des Berufungsver
fahrens, die eine Verhandlung und Entscheidung bei einem 
derartig klaren Sachverhalt auch dann zulassen und erfor
dern, wenn eine Prozeßpartei unentschuldigt der Verhand
lung fernbleibt (§ 156 Abs. 2 ZPO).

Aus diesen Gründen war das Urteil des Bezirksgerichts 
aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhandlung über 
die Berufung an dieses Gericht zurückzuverweisen.

§§ 230, 11 ZGB.
Eine Tanzschule ist als Betrieb i. S. des § 11 ZGB im Rahmen 
ihrer Tätigkeit verpflichtet, Garderobe von Bürgern zur Auf
bewahrung zu übernehmen und unter den Voraussetzungen 
des § 230 ZGB bei Verlust Schadenersatz zu leisten. Sie kann 
sich von ihrer Aufbewahrungspflicht nicht durch den Hin
weis befreien, daß die Bürger auf die Garderobe selbst zu 
achten hätten.
BG Dresden, Urteil vom 20. Mai 1988 — BZB 160/88.

Die Klägerin nahm an einem Kursus in der Tanzschule der 
beiden Verklagten teil. Für die Zeit des Unterrichts wurde

die Garderobe der Tanzschüler auf Tischen in der Nähe des 
Saaleingangs abgelegt. Nach Beendigung einer Unterrichts
stunde stellte die Klägerin vor dem Verlassen des Saales den 
Verlust ihrer Manchestersamtjacke sowie ihrer Lederfaust
handschuhe fest und meldete das sofort dem Tanzlehrer.

Die Klägerin beantragte, die Verklagten zum Schadener
satz in Höhe von 250 M zu verurteilen.

Das Kreisgericht hat die Klage abgewiesen und zur Be
gründung im wesentlichen ausgeführt: Nach § 200 Abs. 2 ZGB 
sei der Auftragnehmer einer persönlichen Dienstleistung ver
pflichtet, ihm übergebene Unterlagen sicher aufzubewahren. 
Die Verklagten hätten diese ihnen obliegende Pflicht nicht 
verletzt, da durch das Verschließen der Saaltür und die 
Organisation des Unterrichts Bedingungen geschaffen worden 
seien, die eine unkontrollierte Wegnahme der Garderobe 
durch andere Personen ausschließen. Nach Beendigung des 
Tanzunterrichts und noch vor dem Verlassen des Saales gehe 
die Verantwortung für die Garderobe wieder auf die Tanz
schüler über, weil von den Verklagten nicht erwartet werden 
könne, daß sie den ordnungsgemäßen Ablauf der Aufnahme 
der Garderobe kontrollieren und auf diese Weise eine unbe
rechtigte Inbesitznahme verhindern.

Die gegen diese Entscheidung eingelegte Berufung der 
Klägerin hatte Erfolg.
Aus der Begründung:
Bei der Vermittlung von Kenntnissen und Fähigkeiten im 
Gesellschaftstanz handelt es sich um. eine persönliche Dienst
leistung nach § 197 ff. ZGB. Insoweit ist dem Kreisgericht zu
zustimmen. Unzutreffend ist, daß es sich bei Garderobe, die 
zum Besuch des Tanzunterrichts abgelegt wird, um überge
bene Unterlagen i. S. des § 200 Abs. 2 ZGB handelt. Die Ab
lage der persönlichen Garderobe stellt keine Übergabe von 
Gegenständen dar, die im Zusammenhang mit dem Erbrin
gen der persönlichen Dienstleistung des Tanzunterrichts 
steht. Es fehlt hierbei am Bezug zur Erbringung der kon
kreten Dienstleistung. Ob Garderobe abzulegen ist oder 
nicht, hängt von der jeweiligen Jahreszeit und den Witte
rungsverhältnissen ab, nicht aber vom Inhalt dieser Dienst
leistung. Darüber hinaus hat eine Übergabe der Garderobe 
an die anwesenden Tanzlehrer tatsächlich nicht stattgefun
den. Rechtliche Grundlage für die Entscheidung konnte somit 
nicht § 200 Abs. 2 ZGB sein.

Die vom Senat durchgeführte mündliche Verhandlung 
ergab, daß die Verklagten im Besitz einer auf beide Inhaber 
ausgestellten Genehmigung des Rates der Stadt zum Führen 
einer öffentlichen Tanzschule sind. Über die Höhe der zuläs
sigen Honorare, die die Kursusteilnehmer zu zahlen haben, 
besitzen die Verklagten eine schriftliche Bestätigung des Ra
tes des Bezirks. Steuerrechtlich sind sie einem Gewerbebe
trieb gleichgestellt.

Damit ist den Verklagten durch Verwaltungsentscheidung 
die Ausbildung von Bürgern im Gesellschaftstanz übertragen 
und mit staatlich verbindlichen Finanzregelungen verbunden 
worden. In dieser Eigenschaft und auf dieser Grundlage 
schließen sie Verträge mit Bürgern ab. Demzufolge sind die 
Verklagten mit ihrer Tanzschule als Betrieb gemäß § 11 
Abs. 1 und 2 ZGB einzuordnen.

Im Rahmen ihrer Tätigkeit hat die Tanzschule Bürger, 
mit denen sie Verträge über die Ausbildung im Gesell
schaftstanz abgeschlossen hat, zu Unterrichtsstunden zu emp
fangen und auch entsprechende Veranstaltungen (sog. Tanz
stundenbälle) durchzuführen. Unter diesen Bedingungen er
geben sich die Verpflichtungen der Verklagten zur Aufbe
wahrung der Garderobe aus § 230 Abs. 1 ZGB. Die Über
nahme der Garderobe ist an keine feste Form gebunden und 
wurde hier dadurch vollzogen, daß zum Ablegen der Gar
derobe im Tanzsaal Tische bereitgestellt wurden.

Die Anwendung des § 230 Abs. 1 ZGB können die Ver
klagten auch nicht dadurch ausschließen, daß sie die Tanz
schüler darauf hinweisen, auf ihre Garderobe selbst zu ach
ten (vgl. ZGB-Kommentar, Anm. 1.3. zu § 230 ZGB [S. 277]). 
Anliegen des § 230 ZGB ist es, die Betriebe darauf zu orien
tieren, sichere Aufbewahrungsmöglichkeiten für die Garde
robe zu schaffen, die einen Verlust ausschließen. Der Hin
weis, auf die Garderobe selbst zu achten, würde also dem 
Anliegen dieser Bestimmung zuwiderlaufen.

Da die Verantwortlichkeit der Verklagten unter den Be
dingungen des § 230 Abs. 1 ZGB als erweiterte Verantwort-


